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politische Unreife und politische Unarten

nser Kaiser hat jüngst in Budapest die politische Reise der
Magyaren gerühmt. Manche fanden seine Worte zu enthusiastisch,
andre unzeitgemäß gegenüber einem Volke, das unsre Stammes¬
genossen in Ungarn seit dreißig Jahren in ihrem nationalen
Dasein bedroht und vollen Zweidritteln der Völker im Lande der

Stephcmskronc eine ihnen fremde, mit keiner europäischen Sprache außer der
finnischen und türkischen verwandte Mundart mit allen Mitteln aufzudrängen
sucht; aber als unbegründet kann diese Behauptung niemand bezeichnen. Es
mag uns und den österreichischen Deutschen so bitter ankommen, wie es will,
Thatsache ist es doch, daß die Magharen sehr frühzeitig zu einer festen Staats¬
ordnung gelangt sind, zähe an ihr und ihrem Volkstume durch Jahrhunderte
schwerer Bedrängnis festgehalten und sich schließlich trotz ihrer kleiucu Zahl
die führende Stellung im Reiche der Habsburger errungen haben, nicht nur
weil sie als eine herrschende Minderheit bei Strafe der Vernichtung zum engsten
Zusammenschluß gezwungen waren, sondern auch weil ihr tapferer Adel
jederzeit die Führung behauptet hat uud ein starkes Selbstbewußtsein dem
kleinen Volke vou jeher eigen gewesen ist.

Wenn wir uns dagegen fragen: Wie steht es denn mit der politischen Reife
des deutschen Volkes im deutschen Reiche? so müssen wir leider, wenn wir
ehrlich sein wollen, bekennen, daß wir noch kein reifes Volk sind; ja es kann
Zweifelhaft sein, ob wir es überhaupt jemals gewesen sind. Im Mittelalter
gab es Jahrhunderte, wo die Deutschen den Slawen und Magyaren, den
Dänen und Italienern den Fnß auf den Nacken setzten, mit abweisendem
Stolze sich als das erste Volk Europas fühlten und' den kaiserlichen Adler
ms nach Jerusalem und bis an den finnischen Meerbusen trugen. Das war
das Werk herrschgewaltiger und herrschenderStände, der deutschen Ritterschaft
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und des deutschen Klerus, der damals nationaler war als jemals später.
Aber eine wirklich haltbare Rcichsordnung kam doch nicht zustande, und als
die Neuzeit anbrach, da war das Reich ein loser Bundesstaat unter einem
ohnmächtigen Oberhaupte geworden. Im sechzehnten und siebzehnten Jahr¬
hundert drängten dann die kirchlichen Interessen alle andern derart in den
Hintergrund, daß wir unsre alte Neichsverfassung, unsre Kultur, unsre Welt¬
stellung opferten und opfern mußten, um für uns und die Welt die Freiheit
des Glaubens und der Bildung zu retten. Im achtzehnten Jahrhundert
hatte sich der sürstlich-absolute Staat selbst die Gebildeten so vollständig ent¬
fremdet, daß sie die Vaterlandsliebe für eine Empfindung unreifer Völker
hielten und lieber Weltbürger als Deutsche seiu wollten. Erst die surchtbare
Not der Fremdherrschaft zwang sie zur Rückkehr aus dieser Traumwelt auf
den Boden der Wirklichkeit, zum festen Anschluß an den Staat, der allein
diese ganze reiche Bildung vor der Verkümmerung retten konnte. Seitdem
wnrde das deutsche Bürgertum der Nährboden des nationalstaatlichen Ideals.
Aber als dies Bürgertum nun 1848/49 selbst Hand anlegte, um es, zunächst in
Widerspruch mit den Negierungen, zu verwirklichen, da trat bei dem bürger¬
lichen Liberalismus die Notwendigkeit der politischen Einheit hinter den so¬
genannten Freiheitsfragen so stark zurück, und die Unfähigkeit, mit der harten
Wirklichkeit zu rechnen, so stark hervvr, daß mau die Einheit und die Freiheit
zugleich verspielte und mit Jahren harter Reaktion den eignen Unverstand und
die eigne politische Unreife büßte. Erst als die monarchisch-konservativenKräfte
die Verwirklichung der nationalen Idee übernahmen, da gelang sie; aber nur
mit dem Schwerte, unter dem leidenschastlichen Widerspruch des größten
Teils der Liberalen wurden die Grundlagen gewonnen, und es blieb ein
Beweis politischer Unreife, daß der Sieger sie der Mehrheit unsers Volkes
aufzwingeu mußte. Erst bei der Begründung nnd dem Ausbau des Reichs
war die Nation mit ganzer Seele dabei, nicht nnr auf dem Schlachtfelde,
sondern auch im Rate, und das bleibt der beste Ruhm des liberalen Bürger¬
tums; aber gegründet hat es das Reich nicht, gegründet hat es eine kleine
Grnppe bedeutender Männer, die das Lebensinteresseder Nation besser begriffen
als diese selbst in ihrer großen Mehrheit.

Das ist tief demütigend, aber es ist so, und es ist so begründet, daß wir
überhaupt zweifeln müssen, ob wir schon das Recht haben, uns eine große
Nation zu nennen, obwohl wir die größten Männer der Neuzeit die unsern
nennen dürfen; eine politisch reife Nation sind wir noch nicht, und sast jeder
Tag liefert uns dafür beschämende neue Beweise. Wir wollen jetzt nicht davon
reden, daß es dem Fürsten Vismarck auch auf der Höhe seiner Macht niemals
gelungen ist, eine sichere Mehrheit im Reichstage zu finden, und daß er dort
oft genug mit einem Maße von Unverstand und kleinlicher Bosheit zu kämpfen
gehabt hat, für das es keinen parlamentarischen Ausdruck giebt; wir wollen
auch nicht das unrühmlichste Blatt in der überhaupt nur teilweise rühmlicheil
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Geschichte des Reichstags aufrollen, das unrühmlichste deshalb, weil es leer
blieb, als der Schöpfer des Reichs verabschiedet worden war. Aber wir fragen:
Ist dieser Reichstag wirklich die Blüte, die wahre Vertretung der Lebens¬
interessen unsrer Nation? Und wir antworten laut: Nein und tausendmal
nein! Denn wie heute im sinkenden Österreich jeder Stamm seine Sonder¬
interessen über das Wohl des Ganzen setzt, so steht den Mehrheitsparteien
unsers Reichstags nicht etwa das wahre Interesse großer Bevölkerungsgruppen,
sondern ihr „Programm," d. h. ein Gemisch von Schlagworten und Phrasen,
höher als das Vaterland: dem Zentrum die Freiheit der römischen Kirche,
die, recht verstanden, kein Mensch bei uns bedroht, die aber, im ultramontaneu
Sinne verstanden, kein Staat, weder ein protestantischer noch ein katholischer
noch ein paritätischer, zugestehen kann, weil es zwei souveräne Gewalten in
demselben Staate nicht geben kann; den Sozialdemokraten der nebelhafte
Znkunftsstaat oder auch die etwas realere „Diktatur des Proletariats," also
des souveränen Unverstandes oder, praktisch genommen, die Herrschaft einiger
sei es idealistischer, sei es ehrgeiziger Demagogen; den Freisinnigen die parla¬
mentarische Regierungsform, die sie für Deutschland als eine Unmöglichkeit zu
erweisen sich doch jeden Tag eifrig bemühen, indem sie ihre eigne Regierungs¬
unfähigkeit fortwährend glänzend darthun; den Welfen eine Legitimität, die
alles, was die Vertrüge von 1815 geschaffen haben, als ein unantastbares
Heiligtum ansteht, ohne sich zu sagen, daß diese Vertrüge selbst auf einer ganzen
Kette von formellen Nechtsbrttchen beruhten, und daß die Weltgeschichteschon
oft genug über besser begründete Rechte, wenn ihre Zeit um war, hinweg-
geschritten ist. Auch die Konservativen sind fast reine Agrarier geworden, die
Nationalliberalen vertreten nur noch gewisse Interessen des besitzenden Bürger¬
tums und große Traditionen. Das sind unsre gegenwärtigen Parteien! Da
ist „keine, die gutes thue, auch nicht eine." Und dieser Reichstag bringt
unzweifelhaft die Meinung seiner Wähler zum Ausdruck, also des deutscheu
Volkes, soweit es wählt! Giebt es einen stärkern Beweis politischer Unreife?

Früher hat es der Reichstag zuweilen verstanden, große Fragen groß zu
behandeln. Auch das scheint sich jetzt ändern zu sollen. Was ist das für
eine politische Reife, die in einem Atem Deutschlands Verwandlung in einen
Industrie- und Handelsstaat fordert und doch gegen eine starke Flotte schreit? die
das Interesse des „vierten Standes" zu vertreten behauptet und doch die Mittel
nicht will, den Waren, die hauptsächlich doch er hervorbringt, den Weltmarkt
zu sichern und damit den Arbeitern die Existenz? die der Negiernng die bittersten
Vorwürfe macht, wenn sie irgendwo, heute in China, morgen in Haiti, deutsche
Interessen nicht wirksam schützt, und doch nicht will, daß ihr der Reichstag
die erforderlichen Schiffe bewilligt? Und warum? weil der Admiral Hollmauu
die Marinevorlage vielleicht nicht besonders geschickt vertreten hat, und weil
der Kaiser ganz persönlich dafür eintritt. Denn wenn das Reichsoberhaupt
etwas dringend empfiehlt, dann fordert nicht etwa der Patriotismus, es zu
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genehmigen, sondern dann verbietet es der freie Männerstolz , derartiges zu
bewilligen, und kein Engel vom Himmel wäre imstande, solchen Freiheitsmut
zu beugen. Es ist genau so wie in den trüben Jahren des „Konflikts," als
das preußische Abgeordnetenhaus die Heeresreform, das „eigenste Werk" König
Wilhelms I. verwarf und damit die Mittel ablehnte, die Einheit Deutschlands
zu begründen. Wie sagt doch Talbot in der Jungfrau von Orleans über das
Verhältnis der Götter zu einer in allen Zeiten weitverbreiteten menschlichen
Eigenschaft?

Und nun, welch pessimistische Tadelsucht überall! Es ist zuweilen, als ob
alle bösen Geister losgelassen wären, um uns das Vaterland zu verekeln. Ohne
Zweifel hat die Reichsregierung oft genug Aulaß zur Kritik geboten, auf die ein
freies Volk ein gutes Recht hat. Ohne Zweifel hat die Entlassung Fürst Bismarcks
in weiten Kreisen der Popularität des Kaisers einen schweren Schlag versetzt, und
die Politik der nächsten vier Jahre war nicht geeignet, die Wirkungen zu mildern.
Wir dürfen das sagen, denn wir sind monarchisch bis in die Knochen und sind
es immer gewesen. Aber auch nachher hat es kaum einen Schritt der Reichs-
regieruug in der auswärtigen Politik gegeben, der nicht das lebhafte Kopf¬
schütteln der weisen Thebaner hervorgerufen hätte. Das gemeinsame Ein¬
schreiten Deutschlands, Rußlands und Frankreichs in Ostasien 1894 war ihnen
nicht recht; die führende Rolle Dentschlands im türkisch-griechischenKonflikt
war ihnen nicht recht; die Breslauer Kaisertoaste verloren alle Bedeutnng
gegenüber deu in Paris gewechselten Phrasen, und Deutschland spielte die Rolle
des Blamirte»; die Bemühungen des Kaisers, in ein leidliches Verhältnis zu
Frankreich zu kommen und damit den heillosen toten Punkt zu überwinden,
der unsre überseeische Politik seit 1871 gelähmt hat, waren Gegenstand
spöttelnder Kritik; wen» der Monarch in seiner impulsiven, lebhaft empfin¬
denden Art einmal ein Wort nicht auf die Goldwage legt, oder wenn er die
Laune hat, seinen Gedanken in irgend welcher künstlerischenForm Ausdruck
zu geben, was niemanden irgend etwas angeht und niemandem schadet, so
verursacht das ein allgemeines Schütteln des Kopfes, uud man beklagt salbungs¬
voll die Schädigung des monarchischen Bewußtseins, das wirklich nicht viel
wert sein müßte, weuu es dadurch erschüttert würde. Die Ansicht, daß ein
Monarch immer nur das Tüpfelchen aufs i zu setzen, im übrigen aber keines¬
wegs das Recht habe, seine persönlicheMeinung offen zu äußern, spukt immer
noch bei unsern Liberalen; dies Recht steht für sie allein dem Parlamentarier
und dem Journalisten zu. Wie kommt es doch, daß unsre Nachbarn vor
diesem frischen, energischen, selbstbewußten Herrn, der immer gerade herans
sagt, was er denkt, soviel Respekt haben, nicht nur die Magyaren, die sich
leicht begeistern, sondern auch die Franzosen, die uns im stillen beneiden, und
die Russen, die nach dem Telegramm des Kaisers an den Präsidenten Krüger
von Transvaal erfrent ausriefen: >vot nrolocle?! das ist ein ganzer Kerl!
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Während unsre Freisinnigen und Nichtfreisiunigen dieses „provozirende" Auf¬
treten gegen ihre Busenfreunde, die Engländer, höchst bedenklich fanden? Dafür
aber, daß seit Jahren unsre auswärtige Politik sicher und stetig geleitet wird,
daß sie zurückgekehrt ist iu die Bahnen des cilteu Kurses, dafür giebt es kein
Wort der Anerkennung. Dem einen spricht Fürst Hohenlohe zu wenig, dem
andern zu leise, dem dritten ist er zu lau, und man verlangt zuweilen von
ihm, daß er sich für Dinge einsetze, die für ihn nur eiue untergeordnete Be¬
deutung haben können. Was war das für ein Gerede über die Reform der
Militärstrafprozeßordnung, und zwar ehe man noch recht wußte, wie eigentlich
die Regierung zu den entscheidenden Fragen stand! Als wenn die Existenz des
deutschen Reiches davon abhinge, ob das Verfahren öffentlich ist, wie schon
längst in Baiern, oder ob Baiern seinen besondern obersten Militärgerichtshof
behält! Es ist immer wieder die alte Unart, die Erfüllung liberaler oder
Pnrtikulariftischer Parteiwünsche höher zu stellen als das Baterland.

Demi auch der Partikularismus macht sich zuweilen recht überflüssig breit.
Fortwährend ist von „Verstimmungen" in Süddeutschland die Rede, von
„Neichsverdrvsfenheir" lind dergleichen mehr. Wenn man nur recht wüßte,
warum! Hat Preußen jemals im neuen Reiche daran gedacht, die Rechte
seiner Bundesgenossen zu schmälern? Wer fragt im Reichsdicnste noch nach
der Herkunft der Beamten? Der Reichskanzler und preußische Ministerpräsident
ist ein süddeutscher und katholischer Edelmann, der frühere Staatssekretär des
Auswärtigen Amts. Freiherr von Marschall, stammt aus Baden, und kein
Mensch hat daran Anstoß genommen. Man frage sich aber, was für ein Ge¬
schrei über „Verpreußung" entstehen würde, wenn es der bairischen Regie¬
rung einmal einfallen sollte, einen preußischen Obcrpräsidenten ins bairische
Ministerium, zu berufen. Und doch Debatten, wie jüngst die in der zweiten
bairischen Kammer über die Kaisermanöver, die geradezu eine Schande waren.
Sind die tapfern hellblauen Bataillone von Zucker, daß Abgeordnete, die
niemals den Verdacht erweckt haben, an militärischen Dingen persönlich thätigen
Anteil genommen zu habcu, ihre schützeude Haud über sie halten müßten, damit
sie nicht zerbrechen? Keine Spur von Stolz darauf, daß sie wacker ihre Schuldig¬
keit gethan uud sich ihreu norddeutschen Waffenbrüdern ebenbürtig gezeigt
haben, keine Freude darüber, daß sich die Knmpfgenossenschaftvon 1870/71
im friedliche» Manöver so schön erneuert, die Einheit des deutschen Heeres so
wirkungsvoll und imponirend gezeigt hat! Vollmnr, Sigl und audre Bajuvaren
haben sogar die Dreistigkeit gehabt, den Kaiser wie einen sremden Monarchen
zu behandeln, der in Baiern nichts zu sagen habe. Damit hätte man Napoleon I.,
dem Protektor des Rheinbundes, kommen sollen! Bairische Offiziere und Soldaten
müssen einen wahren Ekel empfinden vor solchen Beschützern. Was ist das über¬
haupt für eine Art, bei jeder Gelegenheit über Verletzung berechtigter und
unberechtigter Eigentümlichkeiten zn jammern und daraus eine Gefahr für den
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Bestand des Reichs herzuleiten, oder fortwährend von „Opfern" zu reden, die
die Einzelstaaten dem Reiche hätten bringen müssen und noch bringen müßten!
Als ob die Einzelstaaten überhaupt ohne das Reich noch bestehen könnten, als
ob es nicht in ihrem eignen Interesse läge, daß es begründet worden ist und
besteht, als ob die meisten von ihnen nicht eine Beute jedes starken Nachbarn
werden müßten ohne das Reich! Der Staat ist überhaupt in erster Linie
Macht und nicht eine Versicherungsanstalt für berechtigte Eigentümlichkeiten,
nicht die schwache Mutter, die ihren Kindern jeden noch so unverständigen
Wunsch erfüllt, und das Reich ist nicht gegründet worden, um die kleidsame
Uniform der bairischen Postillone zu erhalten, die wir ihnen und den Baiern
übrigens von Herzen gönnen, oder den zweireihigen Waffenrock des dreizehnten
(königlich württembergischen) Armeekorps, das sich diesen Mehrverbranch von
Knöpfen immerhin auch künftig gestatten mag, wenn ihn das Selbstgefühl
der Schwaben verlangt, sondern das Reich ist gegründet worden, um die Existenz
der deutschen Nation zu sichern. Aber die große Mehrheit dieser Nation ist
immer noch nicht über den kindlichen Standpunkt hinaus, daß sie zwar

' deutsche Vaterlandslieder singt, patriotische Feste feiert, Kaiser und Reich
hochleben laßt und Denkmäler setzt, dagegen, sobald das Reich an eine lieb-
gewordne Gewohnheit oder auch nur an ein altes Vorurteil zu rühren scheint,
über Vergewaltigung und Gefährdung der Reichsgesinnung zu schreien anfängt.
Abermals ein Beweis für unsre politische „Reife"! Verstündige, denkende
Männer, die Deutsche sein wollen, sollten sich schämen, dergleichen nachzusprechen
oder auch nur zu dulden.

Teilweise hängt das nun mit der viel erörterten Abneigung gegen das
„Preußische" zusammen. Schlechthin lächerliche Anschauungen, die vor dreißig
und mehr Jahren laut wurden, wagen sich heute gelegentlich wieder hervor.
Da sollen die Süd- und Westdeutschenpolitisch „reifer" sein als der Norden,
weil die süddeutsche» Landtage um dreißig Jahre älter sind als der preußische
und weil dort ein paar Bürgerliche mehr in Heer und Staat angestellt werden
als in Preußen. Als ob darin allein die politische Reife und der politische
Fortschritt läge, und beide nicht vielmehr in der Stärke der Stciats-
gesinnung beruhten! Von diesem Standpunkt ans hat sich die politischeReife
des süddeutschenLiberalismus in seiner größten Schöpfung, dem Frankfurter
Parlament von 1848/49, herzlich schlecht bewährt, denn ihm fehlte der Sin»
für die Bedeutung der Macht, der sich in seinem kleinstaatlichenBildungsgange
auch gar nicht entwickeln konnte, und die Kinderkrankheitendieses Bildungsganges
ist unser ganzer Liberalismus noch heute nicht los geworden. Oder man er¬
eifert sich gegen die ostclbischcn „Junker" als ein despotisches Herrenvolk, das
ausgerottet werden müsse, um das versklavte Bauernvolk zu befreien, man
fällt zurück in die liberale Unart, ihnen höhnisch Jena als ihre größte Leistung
vorzuhalten, und vergißt darüber die Reihe strahlender Siege von Fehrbellin
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bis Leuthen und Torgau, die den Kern des neuen Deutschlands geschaffen haben,
nnd die zwar sicher nicht von den „Junkern" allein erfochten worden sind, aber
ganz sicher ohne das deutsche Bürgertum. Oder man redet wohl gar von den
„Halbslawen" östlich von der Elbe, als ob nicht alle modernen Völker auf
Rassen- und Blutmischung beruhten, als ob nicht die Bevölkerung unsers
Nvrdostens in weiten Strichen genau so kerndeutsch wäre wie die unverfälsch¬
testen Urgermanen, die bloudbärtigsten Friesen und Hvlsteu, da die Slawen über¬
haupt nur einen verhältnismäßig kleinen Teil des Landes wirklich bewohnt
haben und überdies meist geradezu vertrieben worden sind; als ob uicht endlich
gegen die Baicrn nnd Schwaben nnd Rheinländer der allerdringendste Verdacht
vorläge, Keltcnblut in ihren Adern zu haben, worauf sich die Baiern in der
Rheinbundszeit sogar etwas zu gute thaten. Uns andern Deutscheu mag das nnd
jenes am preußischen Wesen nicht gefallen, wir mögen uns zuweilen über ein
Übermaß von Büreaukratismus und Formalismus ärgern, obwohl dies Ge¬
wächs überall in Deutschland gedeiht, weil es mit dem Wesen des modernen
Staates eng zusammenhängt, wir mögen den bekannten schnarrenden Ton und
eine gewisse „Schnoddrigkeit" und Schroffheit weder schön noch liebenswürdig
finden; sind das aber wirklich Dinge, die politisch ins Gewicht fallen? Ist
es billig, es als echtgermanische Selbständigkeit zu preisen, wenn sich ein Sachse
oder Baier als solcher fühlt, dagegen sträflichen Partikulnrismus darin zu
finden, wenn ein Preuße auf seinen ruhmvollen Staat einigen Stolz empfindet?
Vergißt mau so ganz, was einst einer unsrer leidenschaftlichsten Patrioten, H. von
Treitschke, dem Reichstag als das Gesetz unsers Lebens znrief: In nLosssWis
unitÄS, in eetöri8 livsi'tÄS, in oinnil>u8 e-iritW? Historisch steht fest: unser
Reich ist von Preußen gegründet worden; es wird also nur mit Preußen oder
es wird gar nicht sein. Das deutsche Volk, von den: bekanntlich drei Fünftel
in Preußen leben, wird und kann niemals sagen: „Der Mohr hat seine
Arbeit gethan, der Mohr kann gehen." Also ziemt es sich auch nicht, aus
solchen ÄußerlichkeitenAnklagen zn schmiedenund alte, hundertmal widerlegte
unklare Vorstellungen der schlechten alten Zeit wieder zn beleben.

Was wird nun endlich beständig über die neue Reichshauptstadt rüsonnirt!
Es erscheint beinahe als eine Anmaßung, daß sie sein will,.was sie ist. Nun,
für die Politik der Berliner Wählerschaft begeistern wir uns gerade so wenig
wie für die der bairischen Vauernbündler, obwohl sie immerhin noch nicht soweit
gelangt ist, wie die freie und Hansestadt Hamburg, die nnr noch Sozialdemo¬
kraten in den Reichstag schickt, um die erste Hafenstadt des europäischen Fest¬
landes sachverständig zu vertreten, und obwohl die Stimmung, alles zn wissen
und jedenfalls besser zu wissen als andre Leute, daher alles absprechendzu kriti-
siren, überhaupt eine großstädtischeEigentümlichkeit ist; wir sehen in dem jüngsten
Beschlusse der fortschrittlich-sozialdemokratischenStadtverordnetenversammluug,
den Barrikadenheldcn von 1848 ein Denkmal zu setzen, eine freche Thorheit,
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und wir können den dort üblichen jüdelnden Wortwitzen nur eine sehr bedingte
Bewunderung zollen. Aber eine Stadt, die im Mittelaltcr ihrem Landesherrn
gerade so trotzig Widerstauden hat wie etwa Straßburg oder Köln seinem
Bischof, die im Frühjahr 1813 binnen wenigen Tagen 9000 Freiwillige gestellt
hat, die seit 1640 unaufhaltsam von 6000 Menschen auf 1^ Millionen ge¬
wachsen und jetzt unsre erste Industriestadt, uuser wichtigster Bankplatz, ein
mächtiger geistiger Mittelpunkt und eiue der prächtigsten Städte Europas ge¬
worden ist, die ist in Art und Unart so gut deutsch wie jede andre im Reiche,
und sie kann keine unnatürliche Schöpfung sein. Wir wollen wahrhaftig nicht
eine geistige und wirtschaftlicheZeutralisatiou, wie sie die Provinzen Frankreichs
verödet hat, wir sehen vielmehr einen der größten Vorzüge Deutschlcmdsdarin,
daß eine solche nicht besteht und uie bestehen wird; aber man soll doch auch
nicht vergessen, wie sehr die Gründung unsrer Einheit auch durch den Mangel
einer großen Hauptstadt erschwert und verzögert worden ist. Ob als solche
dem einen Frankfurt a. M., dem zweiten Leipzig, dem dritten München lieber
wäre, darauf kommt es gar nicht an; genug, die historische Entwicklung hat
dazu geführt, daß sie zwischen Elbe und Oder entstanden ist, und das haben
wir anzuerkennen.

Es ist nicht anders: die politische Reife unsers Volkes ist hinter seiner
politischen Entwicklung und den immer größern Aufgaben, die sie uns stellt,
um eiu beträchtliches Stück zurückgeblieben,und alte Unarten, die einer früher»
Zeit angehören, sind noch nicht verschwunden. Da dem aber so ist, so wäre
jede weitere politischeDemvkratisirung Deutschlands nicht nur sinnlos, sondern
geradezu gefährlich. Kein Mensch denkt ernsthaft daran, das allgemeine Wahl¬
recht anzutasten, obwohl es gar nicht zweifelhaft ist, daß das die einzige Ein¬
richtung Fürst Bismarcks ist, die sich, uach ihren Früchten, einem Reichstag
wie dem jetzigen, beurteilt, nicht bewährt hat. Aber die Rechte dieses Reichstags
noch zu erweitern, damit etwa ein parlamentarisches Ministerium aus der Mehrheit
das Vaterland zu Schaudeu regiere, oder dasselbe Wahlrecht auf die Landtage
und die Gemeindevertretungen zu übertragen, vor einer solchen selbstmörderischen
Thorheit wolle uns derHimmel behüten! Soziale Freiheiten mögen gewährt werden,
so freigebig man will und kann, damit jeder, soweit es in dieser uuvollkommnen
Welt möglich ist, von seinen Kräften Gebrauch machen uud, soweit er vermag,
nach oben gelangen kann; aber den Anteil dieser unreifen Wählermasseu nu
der Lenkung unsrer Geschicke zu vergrößern wäre Wahnsinn. Je verwickelter
sich unsre gesamte Kultur und unser Staatsleben gestaltet, desto weniger ist
es der Masse des Volkes möglich, diese Beziehungen zu überschauen uud zu
beurteile», und was man nicht beurteilen kann, davon lasse man die Hände.
Von der bekannten durch keine Sachkenntnis getrübten Objektivität ist wahr¬
haftig schon jetzt genug in unsern parlamentarischen Körperschaften vorhanden,
und vollends der Gedanke, den vierten Stand politisch zu erziehen, ist eiue



Politische Unreife und politische Unarten 353

der zahllosen undurchführbaren Illusionen des Liberalismus. Es ist auch
gar nicht nötig, daß sie verwirklicht wird. Der Durchschnittsmensch aller
Stände kann immer nur den nächsten Kreis der politischen Beziehungen, in
denen er lebt, übersehen, daneben nur wenige große, ein ganzes Volk im innersten
bewegende Fragen einigermaßen verstehen, und er wird stets mehr von Em¬
pfindungen und Gewohnheiten, als von klaren Erwägungen abhängig sein. Die
ganze sozialdemokratische „Erziehung" der Arbeitermassen hat schließlich doch nur
dazu geführt, daß sie den Schlagwortcn ihrer Demagogen und ihrer Zeitungen
blindlings folgen und der Vaterlandsliebe in einer Weise entfremdet worden sind,
die nirgends in Europa ihresgleicheu hat, obwohl doch auch die deutsche Sozial¬
politik nirgends ihresgleichen hat. Also gebührt die Regierung der gebildeten
und denkenden patriotischen Minderheit. So ist es anch in den fortgeschrittensten
Demokratien immer gewesen. Die altgrichischen Demokratien waren thatsächlich
Massenaristokratien, und die attische Demokratie hatte ihre größte Zeit, als sie
der Leitung ihres „ersten Mannes," Perikles, solgte. Die römische Republik
ftaud auf ihrer Höhe, als die senatvrische Aristokratie in demokratischen Formen
regierte, nicht, als die Demagogen der Gasse mit den Fäusten und Knitteln
ihrer Wühler den Ausschlag gaben. Selbst Nordamerika verdankt seine Unab¬
hängigkeit nicht seinem Volke, das nur höchst widerwillig die notwendigen
Opfer brachte und sich für die staatsrechtlichen Fragen, um die es sich zunächst
handelte, gar nicht besonders interessirte, sondern einer kleinen Anzahl ent¬
schlossener Männer und der Hilfe Frankreichs, und die seitdem dort bestehende
Massenherrschaft hat die Union gegen die Sezession 1861 bis 1865 nur unter
den furchtbarsten Opfern behaupten können, die alles, was ein Despot wie
Napoleon I. seinem Volke zugemutet hat, weit hinter sich lassen, weil die
„Freiheit" keine wirksame militärische Organisation geduldet hatte. Und was
ist die heutige französische „Demokratie" anders, als eine Oligarchie von Börsen¬
spielern und Advokaten? Was gar eine „Diktatur des Proletariats" bedeuten
würde, das hat Frankreich zweimal mit entsetzlicher Deutlichkeit gelehrt. Die
schneidenden Worte, die der „Volksdichter" Schiller, der ein stolzer Aristokrat
war wie jeder große Mann, den greisen Sapieha in seinem „Demetrius" sagen
läßt, haben zu allen Zeiten gegolten und gelten noch heute:

Verstand ist stets bei wenigen nur gewesen! -
Der Staat muß untergehn früh oder spät,
Wo Mehrheit siegt und Unverstand entscheidet.

-i-

Grenzbote» IV 1897
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